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Stellungnahme des Deutschen Blinden- und Sehbehindertenver-
bandes (DBSV) vom 05.10.2016 zum Regierungsentwurf eines Drit-
ten Gesetzes zur Starkung der pflegerischen Versorgung und zur
Anderung weiterer Gesetze — PSG Ill —vom 05.09.2016 (BT-
Drucksache 18/9518) sowie zur Bundesratsdrucksache 410/16 vom
23.09.2016

Vorbemerkung

Wir begrii3en es, dass die — nicht nur von uns in unserer Stellungnahme vom
20.05.2016 vorgetragene — Kritik an der im Referentenentwurf vorgesehenen Rege-
lung des 8§ 63a SGB XIlI (Uber einen ,pauschalierten pflegerischen Bedarf“) Giberzeu-
gen konnte und dass im Regierungsentwurf insoweit Abhilfe geschaffen wurde. Die
nachfolgenden Ausfihrungen beschranken sich daher auf die geplanten Regelungen
zu den Leistungskonkurrenzen zwischen Pflege und Eingliederungshilfe, wobei auch
auf den diesbezlglichen Antrag des Bundesrates vom 23.09.2016 eingegangen wer-
den soll.

Der Deutsche Blinden- und Sehbehindertenverband e. V. (DBSV) ist Spitzenverband
der Blinden- und Sehbehindertenselbsthilfe. Seine Stellungnahmen konzentrieren
sich deshalb auf Anliegen, die fur blinde und sehbehinderte Menschen von Bedeu-
tung sind. Im Hinblick auf die nachfolgenden Ausfiihrungen weisen wir auf Folgendes
hin:

Blinde und sehbehinderte Menschen sind gewdhnlich nicht pflegebediirftig. Trotzdem
gibt es eine betrachtliche Zahl von meist alteren Betroffenen und von blinden Men-
schen mit Mehrfachbehinderung, die die Voraussetzungen fur die Feststellung eines
Pflegegrades erfullen. Man kann im Schnitt davon ausgehen, dass etwa ein Drittel
der Blindengeldempfanger als pflegebedurftig anerkannt sind und entsprechende
Leistungen in Anspruch nehmen. Ob sich der Anteil nach Einfihrung des neuen
Pflegebediirftigkeitsbegriffs noch erhéhen wird, bleibt abzuwarten.

Zum Regierungsentwurf
Zu Artikel 1 Nr. 6 —zu § 13 Abs. 3 SGB Xl :

Der Regierungsentwurf Gbernimmt hier woértlich die Regelung im Referentenentwurf,
wonach die in 8 36 normierten Leistungen der Pflegeversicherung fur Pflegebedurfti-
ge im hauslichen Umfeld den Leistungen der Eingliederungshilfe, dem Bundesver-
sorgungsgesetz und dem SGB VIl vorgehen, soweit nicht der Schwerpunkt der Leis-
tungserbringung dem Aufgabenkreis der Eingliederungshilfe zuzuordnen ist, wahrend
aulRerhalb des hauslichen Umfelds die Leistungen der Eingliederungshilfe den Leis-
tungen der Pflegeversicherung vorgehen. Wir verweisen auf die Kritik, die wir bereits
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in unserer Stellungnahme zum Referentenentwurf vorgetragen haben. Kurz: Es darf
keinen Vorrang der Leistungen der Pflegeversicherung gegeniber denen der Ein-
gliederungshilfe geben, vielmehr missen die Leistungen — wie bislang auch — ne-
beneinander gewahrt werden kdnnen. Denn ansonsten besteht die Gefahr, dass be-
hinderten Menschen mit dem Verweis auf vorrangige Pflegeleistungen notwendige
Teilhabeleistungen vorenthalten werden. Insbesondere ist auch nicht geklart, wie die
Beschreibung des ,Schwerpunktes der Leistungserbringung® tiberhaupt erfolgen soll
(aus der Perspektive der Pflegeversicherung, der Hilfe zur Pflege oder der Eingliede-
rungshilfe?).

Zu Artikel 2 Nr. 5 —-zu § 63b SGB XII:

Auch in diesem Punkte stimmen Referenten- und Regierungsentwurf Gberein: Analog
zu 8 13 Abs. 3 SGB Xl soll dieselbe Vorrangregelung fir die Hilfe zur Pflege gelten.
Das konterkariert den Vorrang von Rehabilitation vor Pflege. Konkret bedeutet die
vorgesehene Regelung aber auch, dass einer Leistung des Fursorgerechts mit relativ
niedrigen Einkommens- und Vermdgensgrenzen der Vorrang gewahrt wird gegen-
Uber der Eingliederungshilfe, bei der kiinftig erheblich giinstigere Regelungen im
Hinblick auf Einkommen und Vermdgen des Leistungsempfangers gelten sollen.

Schon in unserer Stellungnahme zum Referentenentwurf machten wir darauf auf-
merksam, dass es wegen dieses betrachtlichen Unterschiedes bei der Heranziehung
von Einkommen und Vermogen und aufgrund der Differenzierung zwischen dem
hauslichen Bereich im Sinne des 8§ 36 SGB Xl und dem aufRerh&uslichen Bereich
(stationare bzw. quasi-stationare Wohneinrichtung) zu der absurden Situation kom-
men kann, dass es fur behinderte Menschen finanziell glinstiger ist, in einer gemein-
schaftlichen Wohnform — also einer klassischen Behinderteneinrichtung — zu leben
als in der eigenen Hauslichkeit. Die Differenzierung zwischen hauslichem und auf3er-
hauslichem Bereich widerspricht grundsatzlich dem Gleichbehandlungsgebot insbe-
sondere auch unter dem Gesichtspunkt der kiinftigen Trennung von Fachleistungen
und der Hilfe zum Lebensunterhalt mit der personenzentrierten Ausrichtung der Ein-
gliederungshilfe.

Zur Stellungnahme des Bundesrates
Zu Ziff. 10 — Verhaltnis Pflege/Eingliederungshilfe

Zu 8 13 Abs. 3 S. 3 — Verhaltnis Pflegeversicherungsleistun-
gen/Eingliederungshilfe

Der Bundesrat empfiehlt den generellen Vorrang der Leistungen der Pflegeversiche-
rung vor denen der Eingliederungshilfe. Das verdreht vollkommen das Grundprinzip:
Reha vor Pflege. Wir sehen zudem die groRe Gefahr, dass bisher aus Mitteln der
Eingliederungshilfe erbrachte Teilhabeleistungen in Pflegeleistungen umgewidmet
werden und dann beispielsweise in Schulen nicht mehr nur der Integrationshelfer,
sondern auch Pflegedienste mit standig wechselndem Personal vorrangig zum Ein-
satz kamen. Die Betroffenen hatten bei einem absoluten Vorrang der Pflegeversiche-
rungsleistungen namlich nicht mehr die Wahl, wie sie ihre Pflege organisieren, son-
dern sie waren faktisch auf die Pflegesachleistungen beschrankt (siehe zur Begriin-
dung dieser Konsequenz die Ausfihrungen des Bundesrates zu Ziff. 15).

Das grundsatzliche Anliegen des Bundesrates indes, Leistungen wie aus einer Hand
zu erbringen, ist zu begrif3en. Daflr halten wir es aber nicht fir erforderlich, den
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Pflegeversicherungsleistungen einen absoluten Vorrang einzurdumen. Vielmehr
muss das ,Nebeneinander beider Leistungen, wie auch bisher schon unbedingt be-
stehen bleiben.

Zu 8 63 ¢ — Verhaltnis Hilfe zur Pflege nach dem SGB XIlI/Eingliederungshilfe

Nach Meinung des Bundesrates ist die im Regierungsentwurf getroffene Regelung
zur Abgrenzung von Pflege und Eingliederungshilfe ,kaum handhabbar und birgt das
Risiko vieler Rechtsstreitigkeiten®. Der Bundesrat schlagt deshalb eine die ,definitori-
sche Abgrenzung® vermeidende Regelung vor, wonach bei Personen, die vor Errei-
chen der Regelaltersgrenze ,Anspruch auf Leistungen der Eingliederungshilfe ha-
ben®, diese Leistungen gegenuber der Hilfe zur Pflege vorrangig sein sollen, und
dann auch Uber den Zeitpunkt des Eintritts der Regelaltersgrenze hinaus. Umgekehrt
sollen bei Personen, die erstmals nach Erreichen der Regelaltersgrenze Anspruch
auf Leistungen der Eingliederungshilfe haben, diese Leistungen gegeniber der Hilfe
zur Pflege nachrangig sein.

Der Vorschlag des Bundesrates ist unklar: Bedeutet ,Anspruch auf Leistungen der
Eingliederungshilfe haben* allein die dauerhafte Inanspruchnahme von Eingliede-
rungshilfe, die gegebenenfalls nach Eintritt der Regelaltersrente fortgesetzt wird?
Wenn ja, so gilt die Regelung also nicht flr einzelne, zeitlich beschrankte Leistungen
der Eingliederungshilfe (z. B. Frihférderung oder Hilfe fir eine schulische oder hoch-
schulische Bildung) und wirde damit einen weiten Bereich ausschlie3en. Wenn nein,
so wurde die Zuordnung nach Eintritt der Regelaltersrente von der mehr oder weni-
ger zufalligen friheren Inanspruchnahme irgendeiner Leistung aus dem Bereich der
Eingliederungshilfe abhangig sein.

Um den Einsatz einer Altersgrenze zu rechtfertigen, beruft sich der Bundesrat auf die
Verwaltungspraxis und verweist auf geltende Regelungen in verschiedenen Teilen
des Sozialgesetzbuchs. Schaut man sich die genannten Beispiele naher an, so wird
jedoch ein Unterschied sichtbar. Dort namlich werden Bedarfe abgegrenzt, bei denen
ein Bezug zum Alter bereits vorgegeben ist (die im SGB Il unterschiedenen Regelbe-
darfe, die im SGB XII geregelte Grundsicherung im Alter, die im SGB VIII geregelte
Hilfe fur junge Volljahrige). Der Bedarf an Eingliederungshilfe — in toto behandelt —
hat jedoch mit der Frage des Alters nichts zu tun. Im Gegenteil: Die UN-
Behindertenrechtskonvention hebt hervor, dass das Menschenrecht auf volle, wirk-
same und gleichberechtigte Teilhabe unabhangig vom Lebensalter besteht.

Der Bundesrat halt die Altersgrenze auch deshalb fur gerechtfertigt, weil ein Mensch
bei normaler Entwicklung fir das Alter vorsorgen kdnne. Damit wird jedoch nur un-
terstellt, dass praktisch jedermann in der Lage ist und Gber die Mittel verfugt, fir das
Alter vorzusorgen. Dem ist jedoch nicht so: So gibt es u. a. zahlreiche Menschen mit
Behinderung, deren individuelle Beeintrachtigung auf einer fortschreitenden Erkran-
kung beruht, die sie ein Leben lang stark beeintrachtigt, jedoch erst spat den Bedarf
an Teilhabeleistungen nach sich zieht.

Und wirde man diesen Gedanken weiter verfolgen, so kénnte kinftig auch die ge-
setzliche Pflegeversicherung ihre Leistungen fur diejenigen Versicherten einschran-
ken, die erst nach Erreichen der Regelaltersrente pflegebedtirftig werden.

Zum Schluss begrindet der Bundesrat seinen Vorschlag damit, dass angesichts der
unterschiedlichen Anrechnungsvorschriften von Einkommen und Vermdgen ein kla-
res Rangverhéltnis der Leistungen von grof3er Bedeutung sei. Ohne dieses wirden
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die Leistungsberechtigten dasjenige System bevorzugen, das im Hinblick auf die An-
rechnung von Einkommen und Vermdgen attraktiver ist. Dies wirde dazu fiihren,
dass ,mehr Menschen Teilhabeleistungen beantragen werden.” Dazu ist zu sagen,
dass bei jeder Erh6hung von Einkommens- und Vermdgensgrenzen die Zahl der
Leistungsantrage steigen wird. Und sind andererseits die Grenzen bei einer Sozial-
leistung extrem niedrig, so werden auch die von der Leistung ausgeschlossenen
Personen versuchen, ihren Bedarf Uber eine andere, dann aber zugangliche Sozial-
leistung zu befriedigen. Diese Folgen sind nur nattrlich. Sie tber eine Vor- und
Nachrangregelung einzudammen, mag verwaltungstechnisch effektiv sein. Diese
Methode wird aber, wenn die Ergebnisse letztlich von Zuféllen abhéngen, bei den
Betroffenen nur Unmut und Frust auslosen.

Sollte der Bundestag dem Vorschlag des Bundesrates dennoch zustimmen, dann ist
unbedingt sicherzustellen, dass fur Personen nach dem Erreichen der Regelalters-
grenze der Zugang zu den Leistungen der Eingliederungshilfe immer bestehen bleibt.
Die aufgrund einer Behinderung notwendigen Teilhabeleistungen missen unabhan-
gig vom Lebensalter gewéhrt werden. Alles andere ware eine Altersdiskriminierung.
Die Leistungen der Pflegeversicherung sowie der Hilfe zur Pflege nach dem SGB XI|
werden auch kiinftig bestimmte Leistungen der Eingliederungshilfe (z. B. die blinden-
technische Grundausbildung nach 8§ 81 SGB IX-BTHG, Mobilitatshilfen nach § 83
SGB IX_BTHG, Hilfsmittel nach § 84 SGB IX_BTHG oder Kommunikationshilfen
nach 88 78 und 82 SGB IX_BTHG) nicht decken. Zumindest sehen die Tatbestande
im SGB Xl und Xl keine entsprechenden Leistungen vor.

Gleiches muss gelten, wenn Menschen — egal welchen Alters — in einer Pflegeein-
richtung untergebracht sind. Die Begriindung des Bundesrates zu § 63c Abs. 3
macht die Intention, in Pflegeeinrichtungen Teilhabeleistungen nach dem SGB IX
ganzlich auszuschliel3en, deutlich, wenn es heif3t: ,Die Leistungen umfassen auch
alle erforderlichen Teilhabeleistungen, die aber der Hilfeart nach als Hilfe zur Pflege
definiert werden.” Dem ist jedoch nicht so. Weder die Pflegeversicherungsleistungen,
noch die Hilfen zur Pflege nach dem SGB XII sind so ausgestaltet, dass Teilhabeleis-
tungeni. S. v. des SGB IX — Erster Teil - voll umfanglich abgebildet sind. Menschen
aufgrund ihres Wohnortes von Teilhabeleistungen ganzlich auszuschlief3en, ist so-
wohl mit Art. 3 Abs. 3 S. 2 Grundgesetz (Niemand darf wegen seiner Behinderung
benachteiligt werden), als auch mit der UN-Behindertenrechtskonvention unverein-
bar.

Zu Ziff. 15 - § 43a SGB XI

Der Bundesrat bittet um die Verankerung von Regelungen, die gewéhrleisten, dass
fur die Pflege behinderter Menschen die gleichen finanziellen Leistungen aus der
Pflegeversicherung gezahlt werden, wie bei nicht behinderten Menschen. Die Veran-
derungen sollen laut Bundesrat so umgesetzt werden, dass die pflegerische Versor-
gung der betroffenen Menschen den Qualitatsstandards des SGB Xl entsprechen
und sie durch diese Regelung keine Mehrkosten zu tragen haben.

Das Grundanliegen, allen behinderten Menschen den vollen Zugang zu den Pflege-
versicherungsleistungen zu verschaffen, wird unterstitzt, da damit eine bislang be-
stehende massive Ungleichbehandlung von Menschen, die sich in Einrichtungen der
Behindertenhilfe aufhalten, beendet wiirde.

Abgelehnt wird jedoch die Position des Bundesrats, dass in den Wohnangeboten die
Qualitatsstandards der Pflegeversicherung gelten sollen. Bisher wurden die Leistun-
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gen der Pflegeversicherung als integraler Bestandteil der Eingliederungshilfe er-
bracht. Das muss auch so bleiben, damit die Férderung und Teilhabe entsprechend
den bisherigen Standards in der Eingliederungshilfe weitergefuhrt werden kann. Der
volle Zugang zu den Leistungen der Pflegeversicherung rechtfertigt die kinstliche
Atomisierung der Leistungen (Pflege/Eingliederungshilfe) innerhalb eines einheitli-
chen Leistungsgeschehens nicht.

Berlin, 05.10.2016

Seite 5



	Stellungnahme des Deutschen Blinden- und Sehbehindertenverbandes (DBSV) vom 05.10.2016 zum Regierungsentwurf eines Dritten Gesetzes zur Stärkung der pflegerischen Versorgung und zur Änderung weiterer Gesetze – PSG III – vom  05.09.2016 (BT-Drucksache ...
	Vorbemerkung
	Zum Regierungsentwurf
	Zu Artikel 1 Nr. 6 – zu § 13 Abs. 3 SGB XI :
	Zu Artikel 2 Nr. 5 – zu § 63b SGB XII:

	Zur Stellungnahme des Bundesrates
	Zu Ziff. 10 – Verhältnis Pflege/Eingliederungshilfe
	Zu § 13 Abs. 3 S. 3 – Verhältnis Pflegeversicherungsleistungen/Eingliederungshilfe
	Zu § 63 c – Verhältnis Hilfe zur Pflege nach dem SGB XII/Eingliederungshilfe
	Zu Ziff. 15 - § 43a SGB XI



